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     Berlin, den 19.06.2013 
 
Bundestagswahlen 2013 
 

Minijobs – Was sagen Bundestagskandidatinnen und -
kandidaten dazu? 
 

In einer gemeinsamen bundesweiten Aktion fordern die BAG 
kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen und der 
Deutsche Frauenrat alle Bundestagskandidatinnen und -kandidaten 
auf, zum Thema Minijob, das für viele Frauen in diesem Land von 
existenzieller Bedeutung ist, Position zu beziehen. 
 
Die Auswirkung der Minijobs auf Frauen wird seit Jahren debattiert; 
mit Blick auf deren eigenständige Existenzsicherung und ihre 
Altersvorsorge gab es bisher keine Verbesserungen. Im Gegenteil: 
Die kürzlich eingeführte 450-Euro-Verdienstgrenze pro Monat 
ermöglicht es ArbeitgeberInnen jetzt sogar, Überstunden innerhalb 
der sozialversicherungsfreien Beschäftigung flexibel 
unterzubringen. Und auch eine  Rentenversicherungspflicht wird 
sich derzeit schwerlich durchsetzen lassen.  
Daher lautet die Forderung der BAG kommunaler Frauenbüros und 
Gleichstellungsstellen und des Deutschen Frauenrates: 
 
Gleicher Lohn und gleiche Rechte für jede Teilzeitarbeit. 
Existenzsicherung für Frauen – mit Entgeltgleichheit und sozialer 
Sicherung – statt Minijob. 
 
Mit einer Fragebogenaktion fordern die Initiatorinnen 
Bundestagskandidatinnen und -kandidaten aller Parteien auf, zu 
Praxis und Perspektive von Minijobs Position zu beziehen. Die 
Antworten werden auf www.frauenbeauftragte.de und 
www.frauenrat.de dokumentiert.  
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